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Bebauungsplan Nr. 129  
"Misch- und Wohngebiet entlang der Wolfgang-Zimmerer-Straße",  
Würdigung der Stellungnahme Staatliches Bauamt Freising 
 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Staatliches Bauamt Freising vom 24.10.2019: 
 

 
 



 



 
 

 

 



 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Bauverbotszone: 
 
Nach Rücksprache mit dem Staatlichen Bauamt ist die Darstellung einer Anbauverbotszone 
aufgrund der bereits vorhandenen Bebauung nicht sinnvoll. Die diesbezüglichen Anregungen 
werden nicht mehr aufrechterhalten. Vielmehr wäre bei der Regierung von Oberbayern einen 
Antrag auf Verlegung der Straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt zu stellen. Die Ortsdurchfahrt 
sollte der Christl-Cranz-Straße nach Norden folgend auf die Brücke in den Bereich über der 
Gleisanlage verschoben werden. 
 
Zu Erschließung/Neuanbindung Fußweg: 
 
Die Erschließung des Geltungsbereiches erfolgt ausschließlich über das bestehende 
Straßennetz. Weiter Erschließungsstraßen sind durch die Planung nicht vorgesehen. Ledig-
lich der Fußweg von der Hanns-Braun-Straße zur Christl-Cranz Straße wird neu erstellt. 
Dieser Maßnahme wird aber von Seiten des Staatlichen Bauamtes zugestimmt. Die gege-
benen Hinweise werden bei der späteren Realisierung des Vorhabens berücksichtigt. 
 
Zu Sichtflächen: 
 
Durch den Antrag auf Verlegung der Straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt ist die Darstellung 
der Sichtflächen nicht mehr notwendig. Auf die entsprechende Änderung wird daher ver-
zichtet.  
 
Zu sonstigen fachlichen Informationen. 
 
Um die Emissionen der Staatsstraße im Geltungsbereich ausreichend zu berücksichtigen 
wurde eine entsprechende Untersuchung (Hoock und Partner) erstellt. Die Ergebnisse 
wurden in den Bebauungsplan aufgenommen. 



Diskussionsverlauf:  
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:  nein  ja   
      
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung des Bebauungsplans ist nicht erforderlich. 
 
Die gemeindliche Straßenverkehrsabteilung wird beauftragt, bei der Regierung von 
Oberbayern einen Antrag auf Verlegung der Straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt zu stellen 
 
Beratungsergebnis: 
 

 
Abstimmungs- 

Ergebnis 
 

 
 

: 

zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
schlag 

Abweich. Beschluss 
(Rücks.) 

 
 
 
 
 
 
 


